
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 10.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Kriminalität
Akteure Feri, Yvonne (sp/ps, AG) NR/CN
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2023

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Frick, Karin
Heer, Elia
Schmid, Catalina

Bevorzugte Zitierweise

Frick, Karin; Heer, Elia; Schmid, Catalina 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer
Politik: Kriminalität, 2015 - 2022. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
10.04.2024.

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Rechtsordnung

1Kriminalität

01.01.65 - 01.01.23 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
Fedpol Bundesamt für Polizei
KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und

-direktoren

CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des
Etats

Fedpol Office fédéral de la police
CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux

de justice et police

01.01.65 - 01.01.23 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Im Frühjahr 2015 gab der Nationalrat beim Bundesrat einen Bericht über erfolgreiche
nationale und internationale Massnahmen im Kampf gegen Stalking in Auftrag. Den
zweiten Punkt desselben Postulats Feri (sp, AG), der vom Bundesrat darüber hinaus
noch wissen wollte, wie eine nationale Strategie zur Bekämpfung von Stalking
ausgestaltet werden könnte, lehnte der Rat jedoch ab. 1

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
KARIN FRICK

Nationalrätin Yvonne Feri (sp, AG) reichte im Juni 2013 ein Postulat ein, das den
Bundesrat beauftragte, einen Grundlagenbericht zum Bedrohungsmanagement bei
häuslicher Gewalt in der Schweiz zu verfassen, mit besonderem Fokus auf den
rechtlichen Aspekt des für ein koordiniertes Vorgehen notwendigen Datenaustauschs.
Der Bundesrat empfahl das Postulat zu Annahme. 
In der Herbstsession 2013 wurde fälschlicherweise die Annahme des Postulats
festgehalten, obwohl Andrea Geissbühler (svp, BE) es bekämpft hatte. In der
Sondersession vom Mai 2015 debattierte der Nationalrat deshalb über das Postulat.
Geissbühler argumentierte dabei, der geforderte Bericht sei unnötig, da die Kantone in
dieser Sache zuständig und sich des Problems sehr wohl bewusst seien. Laut
Bundesrätin Simonetta Sommaruga könne der Bericht hingegen bundesrechtliche
Hindernisse beim Datenaustausch der Kantone in diesem Bereich beleuchten, was den
Kantonen helfen würde, ein Bedrohungsmanagement aufzubauen und Eskalationen bei
häuslicher Gewalt zu verhindern. Der Nationalrat nahm das Postulat schliesslich mit 133
zu 52 Stimmen an. Als einzige Fraktion stimmte diejenige der SVP geschlossen
dagegen. 2

POSTULAT
DATUM: 05.05.2015
ELIA HEER

Im Oktober 2017 legte der Bundesrat dem Parlament seinen Bericht
«Bedrohungsmanagement, insbesondere bei häuslicher Gewalt» vor, mit dessen
Ausarbeitung er vom Nationalrat durch die Annahme eines Postulates Feri (sp, AG)
beauftragt worden war. Im Bericht hielt der Bundesrat fest, dass sich die Koordination
zwischen den Kantonen auf polizeilicher Ebene bewährt habe und forderte die Kantone
auf, ihre Zusammenarbeit und den Datenaustausch im Bereich der häuslichen Gewalt
zu verstärken. Weiter empfahl er, die Ausbildung von Fachpersonen zum
Risikomanagement vermehrt interkantonal zu organisieren und bot dazu
Ausbildungshilfe an. Vorgaben zur Ausgestaltung des Bedrohungsmanagements seitens
des Bundes seien dagegen zurzeit nicht angezeigt. Der Nationalrat schrieb das Postulat
im Sommer 2018 als erfüllt ab. 3

BERICHT
DATUM: 05.06.2018
ELIA HEER

In Erfüllung eines Postulats Feri (sp, AG) legte der Bundesrat im Oktober 2017 seinen
Bericht zu Stalking vor. Dieser enthält eine Übersicht über Massnahmen gegen Stalking
im In- und Ausland sowie Empfehlungen für Massnahmen, welche aus Sicht der
Forschung und im Lichte der Erfahrungen in der Schweiz breitere Anwendung finden
sollten. Da die Bekämpfung von Stalking in den Kompetenzbereich der Kantone fällt,
sieht der Bundesrat seine Rolle vor allem in der Unterstützung der Kantone mit den
nötigen gesetzgeberischen Massnahmen sowie mit Koordinations- und
Informationsaufgaben. Der Nationalrat schrieb das Postulat im Juni 2018 ab. 4

BERICHT
DATUM: 05.06.2018
ELIA HEER

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Yvonne Feri (sp, AG) eine nationale Social-Media-
Kampagne gegen Mobbing und Cybermobbing bei Kindern und Jugendlichen
lancieren. Täterinnen und Täter sowie Zuschauende könnten so gezielt und
kostengünstig für die Thematik sensibilisiert und auf mögliche strafrechtliche Folgen
hingewiesen werden, argumentierte die Motionärin. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion, weil er das Problem als wichtig erachte und das Anliegen ohne
Zusatzaufwand im Rahmen der bestehenden Plattform «Jugend und Medien»
umgesetzt werden könne. Namens der SVP-Fraktion bekämpfte Andreas Glarner (svp,
AG) den Vorstoss, einerseits weil er dem Bundesrat nicht traute, dass die Kampagne

MOTION
DATUM: 29.10.2020
KARIN FRICK
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keine zusätzlichen Stellen und Kosten generiere, und andererseits, weil er die
Sensibilisierung für Mobbing nicht als Aufgabe von «Väterchen Staat» sah. Ob der Staat
auch bald die Präventionskampagnen «Herdplatten können heiss sein» und «Mit Velos
kann man umfallen» starte, fragte er rhetorisch. So geschlossen die SVP- und die FDP-
Fraktionen die Motion ablehnten, so einhellig stimmten ihr die übrigen Fraktionen
indes zu: Mit 101 zu 76 Stimmen bei 3 Enthaltungen nahm der Nationalrat den Vorstoss
in der Sondersession 2020 an. 5

Mittels Postulat forderte SP-Nationalrätin Yvonne Feri (AG) vom Bundesrat die
Ausarbeitung eines Berichts zur Frage, was das Fedpol gegen die sexuelle Gewalt an
Kindern im Internet unternimmt. Konkret sollen der Umgang mit Verdachtsfällen aus
dem In- und Ausland, eine nationale Online-Meldestelle sowie die notwendigen Mittel
und Massnahmen zur Wahrnehmung und Bekämpfung von Pädokriminalität geprüft
werden. Ihren Vorstoss begründete die Postulantin einerseits mit der steigenden Zahl
der sexuellen Belästigungen an Kindern im Internet und andererseits mit dem Scheitern
einer wirksamen Bekämpfung der Cyberpädokriminalität in der Schweiz. Letzteres sei
darauf zurückzuführen, dass die dazu notwendigen personellen und technischen
Ressourcen auf Bundes- und Kantonsebene knapp seien und sich die Gesetzgebung auf
Kantonsgebiete beschränke, obschon das Internet keine geografischen Grenzen kenne.
Da viele Verdachtsfälle aus dem Ausland kämen, triagiert und den jeweiligen Kantonen
zugewiesen werden müssten, komme dem Fedpol als Schnittstelle zwischen dem
Ausland und den Kantonen eine wichtige Rolle zur Bekämpfung der
Cyberpädokriminalität zu. Die Stärkung des Fedpol in dieser Rolle sei somit notwendig. 
Wie Justizministerin Karin Keller-Sutter im Ratsplenum erklärte, liege die
Strafverfolgung von Pädokriminalität in der Zuständigkeit der Kantone. Das Fedpol
nehme als Zentralstelle nur die Rolle des Koordinators ein und verfolge Verdachtsfälle
seit Beginn des Jahres nicht mehr selbst. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass die
bestehende Rollen- und Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eine wirksame
Bekämpfung der Cyberpädokriminalität auf nationaler und internationaler Ebene
gewährleisten könne und beantragte deshalb die Ablehnung des Postulats. In der
Herbstsession 2021 hiess der Nationalrat das Postulat entgegen dem Antrag des
Bundesrats mit 127 zu 62 Stimmen gut. 6

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

In der Herbstsession 2021 überwies der Ständerat stillschweigend die Motion Feri (sp,
AG) für eine Social-Media-Kampagne gegen Mobbing und Cybermobbing bei Kindern
und Jugendlichen. Als Sprecherin der WBK-SR wies Andrea Gmür-Schönenberger
(mitte, LU) im Ratsplenum darauf hin, dass eine Social-Media-Kampagne eine gezielte
und kostengünstige Massnahme sei, um den Handlungsbedarf bei der Sensibilisierung
von Kindern und Jugendlichen bezüglich Mobbing und Cybermobbing anzugehen. Dies
waren auch die Gründe, weshalb die Kommission einstimmig die Annahme der Motion
beantragt hatte. 7

MOTION
DATUM: 27.09.2021
CATALINA SCHMID

Weil der Bund die verdeckte Ermittlung per Anfang 2021 an die Kantone abgebe, müsse
fortan eine nationale Strategie sicherstellen, dass die Verfolgung von Pädokriminellen
im Internet nicht an den Kantonsgrenzen und kantonalen Rechtsunterschieden
scheitere, forderte Nationalrätin Yvonne Feri (sp, AG) mit einer im Herbst 2020
eingereichten Motion. Der Bundesrat lehnte es ab, eine nationale Strategie zur
Bekämpfung der Cyber-Pädokriminalität zu schaffen, da die Kantone für die
Strafverfolgung von Pädokriminalität zuständig seien. Das Fedpol habe auf der
Grundlage einer Vereinbarung mit den Kantonen zwischenzeitlich bestimmte Aufgaben
in diesem Bereich übernommen, weil in den Kantonen die rechtlichen Grundlagen für
die verdeckte Fahndung gefehlt hätten. Dies habe sich inzwischen aufgrund
gesetzlicher Anpassungen in den Kantonen geändert und die KKJPD habe die
entsprechende Vereinbarung auf Ende 2020 gekündigt, erläuterte der Bundesrat in
seiner Stellungnahme. Dennoch nahm der Nationalrat die Motion in der Sommersession
2022 mit 114 zu 69 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Es brauche eine
gesamtschweizerische Strategie, die über die polizeiliche Koordination hinausreiche
und das Zusammenspiel von Prävention, Meldemöglichkeiten, Opferhilfe und
Strafverfolgung in den Blick nehme, argumentierte die Motionärin im Ratsplenum. 8

MOTION
DATUM: 08.06.2022
KARIN FRICK

1) AB NR, 2015, S. 570
2) AB NR, 2015, S. 669 f.; Po. 13.3441

01.01.65 - 01.01.23 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



3) AB NR, 2018, S. 825 ff.; BBl, 2018, S. 2268 f.; Bericht BR vom 11.10.17
4) AB NR, 2018, S. 825 ff.; BBl, 2018, S. 2260; Bericht BR vom 11.10.17
5) AB NR, 2020, S. 2024 f.
6) AB NR, 2021, S. 1741; Po. 19.4016
7) AB SR, 2021, S. 987 ; Bericht der WBK-SR vom 17.8.21
8) AB NR, 2022, S. 1004 f.; Mo. 20.4084

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23 3


